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Bonn, den 18. Juli 1967 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Vorläufige Abmachungen in der Kennedy-Runde auf 
dem Rindermarkt 

Bezug: Kleine Anfrage der Abgeordneten Bauknecht, Bewe- 
runge, Dr. Frey, Klinker, Krug, Dr. Reinhard, Dr. Ritgen, 
Schröder (Sellstedt) und Genossen 
— Drucksache V/1993 — 


Welche Maßnahmen gedenkt die Bundesregierung zu ergreifen 
angesichLs der Tatsache, daß durch die vorgesehenen zweiseiti- 
gen Abkommen zwischen der Gemeinschaft einerseits sowie 
Argentinien und Dänemark andererseits zukünftig die bisherige 
Zielsetzung einer Verbesserung des Preisniveaus bei Schlacht- 
rindern zu Lasten der Landwirtschaft in das Gegenteil verkehrt 
wird? 


Namens der Bundesregierung beantworte ich die Kleine An- 
frage im Einvernehmen mit den Herren Bundesministern für 
Wirtschaft und des Auswärtigen wie folgt: 


1. Ein Abkommen zwischen der EWG und Argentinien über 
die Einfuhr von Rindergefrierfleisch ist nicht zustande ge- 
kommen, weil eine Reihe von Abänderungen zu Ungunsten 
Argentiniens von diesem Lande nicht akzeptiert wurden. 
Eine Stellungnahme der Bundesregierung zu demjenigen 
Teil der Kleinen Anfrage, der sich auf Argentinien bezieht, 
ist somit zur Zeit nicht möglich. 

2. Durch den Abschluß eines Abkommens zwischen der EWG 
und Dänemark dürfte die Herstellung eines angemessenen, 
für die deutsche Landwirtschaft auskömmlichen Preisniveaus 
bei Schlachtrindern nicht wesentlich beeinträchtigt werden. 
Das Abkommen sieht eine Zollsenkung und einige Erleich- 
terungen in der Abschöpfungsregelung vor, um Dänemark 
einen geordneten, die EWG-Märkte nicht störenden Rinder- 
export zu ermöglichen. Für den Fall von Marktstörungen 
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in der Gemeinschaft sieht das Abkommen Konsultationen 
über zusätzliche Schutzmaßnahmen (bis zur vorübergehen- 
den Lieferbeschränkung) vor. Die reibungslose Abwicklung 
des Abkommens soll ein Ausschuß aus Vertretern der EWG 
und Dänemarks überwachen. Die Bundesregierung kann im 
Bedarfsfälle über diesen Ausschuß darauf hinwirken, daß 
von den erforderlichen Schutzmaßnahmen mit Einverständ- 
nis der Vertragspartner Gebrauch gemacht wird. 

Im übrigen ist darauf hinzuweisen, daß das Abkommen ei- 
nen wesentlichen Bestandteil der Vereinbarungen der Ken- 
nedy-Runde darstellt. Ohne gewisse Konzessionen der 
EWG auf dem Rindfleischsektor hätten weder Dänemark 
noch die nordischen Saaten insgesamt dem Ergebnis der 
Kennedy-Runde zustimmen können. 

Deutschland hat gegenüber Dänemark Verpflichtungen hin- 
sichtlich der Bemühungen um Einfuhr von Rindern über- 
nommen, die sich aus dem Dritten Protokoll vom 8. Juli 1964 
zum deutsch-dänischen Warenabkommen vom 22. Dezem- 
ber 1958 ergeben. 

Das Abkommen mit Dänemark soll erst am 1. April 1968 
in Kraft treten. 

Hinsichtlich des zukünfigen Preisniveaus läßt der Ratsbe- 
schluß vom Juli 1966 über die Festsetzung eines gemein- 
samen Rinderorientierungspreises in der EWG ab 1. April 
1968 aufgrund der Revisionsklausel die Möglichkeit offen, 
den ins Auge gefaßten Preis von 265 DM/ 100 kg Lebend- 
gewicht im Herbst noch zu ändern. Ein diesbezüglicher 
Vorschlag der Kommission vom 14. Juni 1967, der eine 
Heraufsetzung des gemeinsamen Orientierungspreises um 
4 DM auf 269 DM zum 1. April 1968 beinhaltet, liegt vor. 
Eine Entscheidung der Bundesregierung und des Rates, die 
unter Berücksichtigung der komplexen Problematik zu tref- 
fen sein wird, steht noch aus. 

Es ist damit zu rechnen, daß sich die deutschen Schlachtrin- 
derpreise im Zusammenhang mit der Anhebung auf den in 
der Gemeinschaft beschlossenen Orientierungspreis zum 
1. April 1968 und verschiedener Änderungen der derzeiti- 
gen Rindfleisch-Marktordnung im kommenden Wirtschafts- 
jahr in Richtung auf den künftigen Orientierungspreis stabi- 
lisieren werden. 


Hermann Höcherl 
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